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Geſetz-Sammlung 


für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


——— Nr. 42, ——— 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Lehrer an öffentlichen Volks— 


ſchulen, S. 687. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 594. 


(Fr. 10146.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Lehrer an 
öffentlichen Volksſchulen. Vom 4. Dezember 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Monarchie bis zum Erlaß eines Geſetzes über die Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen, was folgt: 


F. 1. 

Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirten Kinder eines Lehrers, welcher zur Zeit ſeines nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes erfolgten Todes entweder an einer öffentlichen Volksſchule angeſtellt 
war und Anſpruch auf lebenslängliches Ruhegehalt im Falle der Verſetzung in 
den Ruheſtand erworben hatte, oder aus dem Dienſte an einer öffentlichen Volks⸗ 
ſchule mit lebenslänglichem Ruhegehalt in den Ruheſtand verſetzt war, erhalten 
Wittwen- und Waiſengeld. 


H. 2. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen- und Waiſengeld auf Grund dieſes Geſetzes haben: 

1. diejenigen Wittwen und Waiſen, welchen ein Anſpruch auf Wittwen— 
und Waiſengeld auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1882, betreffend 
die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staats- 
beamten, GGeſetz-Samml. S. 298) zuſteht 

2. die Wittwen und Waiſen derjenigen Lehrer, welche zur Zeit ihres Todes 
oder ihrer Verſetzung in den Ruheſtand nur nebenamtlich im öffentlichen 
Volksſchuldienſt angeſtellt waren; 

3. die Wittwe und die hinterbliebenen Kinder aus der Ehe eines in den 
Ruheſtand getretenen Lehrers, welche erſt nach ſeiner Verſetzung in den 
Ruheſtand geſchloſſen ift; 
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4. die Wittwe und die Kinder eines mit Belaſſung eines Theiles des geſetz⸗ 
lichen Ruhegehalts aus dem Dienſte entlaſſenen Lehrers. 


$. 3. 

Das Wittwengeld beſteht in vierzig vom Hundert desjenigen Ruhegehalts, 
zu welchem der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein 
würde, wenn er am Todestag in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

Das Wittwengeld fol jedoch, vorbehaltlich der im $. 5 verordneten Be⸗ 
ſchränkung mindeſtens 216 Mark jährlich betragen und 2000 Mark nicht überſteigen. 


§. 4. 

Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Lehrers 
zum Bezuge von Wittwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Wittwen⸗ 
geldes für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes 
des Lehrers zum Bezuge von Wittwengeld nicht berechtigt war, ein 
Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind. 


§. 5. 

Mittwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag 
des Ruhegehalts überſteigen, zu welchem der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt 
oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todestag in den Ruheſtand 
verſetzt wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Wittwen- und das 
Waiſengeld verhältnißmäßig gekürzt. 

F. 6. 

Bei dem Ausſcheiden eines Wittwen- oder Waiſengeldberechtigten erhöht 
ſich das Wittwen- und Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nächſt⸗ 
folgenden Monat an inſoweit, als fie ſich noch nicht im vollen Genuſſe der ihnen 
nach den $$. 3 bis 5 gebührenden Bezüge befinden. 


5 SWR 

War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, fo wird 
das nach Maßgabe der $$. 3 und 5 berechnete Wittwengeld für jedes angefangene 
Jahr des Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um / gekürzt. 

Auf den nach F. 4 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe 
Kürzungen des Wittwengeldes ohne Einfluß. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr ihrer 
weiteren Dauer dem gekürzten Betrag ½ des nach Maßgabe der $$. 3 und 5 
zu ee Wittwengeldes fo lange hinzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder 
erreicht iſt. 
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$. 8. 

Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Lehrer innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen und 
die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt iſt, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verſchaffen. 

NER 

Stirbt einer der im F. 1 bezeichneten Lehrer, welchem, wenn er am Todes⸗ 
tag in den Ruheſtand verſetzt wäre, auf Grund des Artikel I §. 1 Abſ. 4 des 
Geſetzes, betreffend die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885. (Geſetz-Samml. S. 298) ein Ruhegehalt 
hätte bewilligt werden können, ſo kann der Wittwe und den Waiſen desſelben 
vom Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter Wittwen- und 
Waiſengeld bewilligt werden. 

Stirbt einer der im $. 1 bezeichneten Lehrer, welchem nach Artikel I §§. 10 
und 11 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 (Geſetz-Samml. 1885 S. 298, 
Geſetz-Samml. 1890 S. 89) im Falle ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand die 
Anrechnung gewiſſer Zeiten auf die in Betracht kommende Dienſtzeit hätte be⸗ 
willigt werden können, ſo iſt der Unterrichtsminiſter befugt, eine ſolche Anrechnung 
auch bei Feſtſetzung des Wittwen- und Waiſengeldes anzuordnen. 


§. 10. 

Die Zahlung des Wittwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe 
der Gnadenzeit, die Zahlung des in dem F. 4 Ziffer 2 beſtimmten Waiſengeldes 
nicht vor dem Beginne desjenigen Monats, welcher auf den Zeitpunkt des Ein- 
tritts der dort bezeichneten Vorausſetzung folgt. 

Das Wittwen- und Waiſengeld wird monatlich im Voraus gezahlt. An 
wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 


§. 11. g 
Der Anſpruch auf Wittwen- und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung 
weder abgetreten noch verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 


. §. 12. 

Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes erliſcht: 

1. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er ſich 

verheirathet oder flixbt; 

2. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 

achtzehnte Lebensjahr vollendet. 

Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes ruht, wenn 
der Berechtigte die Deutſche Staatsangehörigkeit verliert, bis zur etwaigen Wieder⸗ 
erlangung derſelben. 
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Die Entſcheidung darüber, ob und welches Wittwen- und Waiſengeld den 
Wittwen und Waiſen eines Lehrers zuſteht, erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde. 
Gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde findet die Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten ſtatt, welcher endgültig entſcheidet. 

Die Beſchreitung des Rechtswegs gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Be— 
theiligten offen, doch muß die Entſcheidung des Oberpräſidenten der Klage vorher— 
gehen und letztere ſodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, 
nachdem den Betheiligten die Entſcheidung des Oberpräſidenten bekannt gemacht 
worden, erhoben werden. > 

Der Verluſt des Klagerechts tritt auch dann ein, wenn von den Be 
theiligten gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über den Anſpruch 
auf Wittwen- und Waiſengeld nicht binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten erhoben iſt. 

Für die Hohenzollernſchen Lande entſcheidet an Stelle des Oberpräſidenten 
der Unterrichtsminiſter. 

$. 14. 5 

Das Wittwengeld wird bis zur Höhe von 420 Mark, das Waiſengeld 
für Halbwaiſen (F. 4 Nr. 1) bis zur Höhe von 84 Mark, für Vollwaiſen (F. 4 
Nr. 2) bis zur Höhe von 140 Mark jährlich aus der Staatskaſſe gezahlt. 

Dieſe Vorſchrift findet auf die Hinterbliebenen derjenigen Lehrer keine An— 
wendung, welche zur Zeit ihres Todes oder ihrer Verſetzung in den Ruheſtand 
an einer öffentlichen Volksſchule der Stadt Berlin angeſtellt waren. 

Zur Aufbringung des nicht durch Staatsbeitrag gedeckten Wittwen- und 
Waiſengeldes ſind die zur Aufbringung des nicht durch Staatsbeitrag gedeckten 
Theiles des Ruhegehalts des Lehrers (der Ruhegehaltskaſſenbeiträge), im Fürſten— 
thum Hohenzollern-Hechingen die bisher zur Unterhaltung des Lehrers während 
der Dienſtzeit auf der letzten Schulſtelle Verpflichteten verbunden. 


§. 15. 

Behufs gemeinſamer Beſtreitung des durch den Staatsbeitrag nicht ge— 
deckten Theiles der Wittwen- und Waiſengelder werden die zur Aufbringung 
verpflichteten Schulverbände (Schulſozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) in jedem 
Regierungsbezirke zu Bezirks-Wittwen- und Waiſenkaſſen verbunden. 

Sind für die Mitglieder eines Schulverbandes, welcher keine widerrufliche 
Staatsbeihülfe zur Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen bezieht, mehr als 
25 Schulſtellen vorhanden, ſo iſt der Schulverband einer Bezirks-Wittwen- und 
Waiſenkaſſe nicht anzuſchließen, wenn er dies innerhalb ſechs Wochen nach dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes bei der Bezirksregierung beantragt. Wird 
einem hiernach der Bezirkskaſſe nicht angeſchloſſenen Schulverbande ſpäter auf 
ſeinen Antrag eine widerrufliche Staatsbeihülfe gewährt, ſo wird von der Be— 
zirksregierung der Anſchluß desſelben an die Kaſſe von dem nächſten mit dem 
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1. April beginnenden Rechnungsjahr ab angeordnet. Der Austritt eines der 
Kaſſe angeſchloſſenen Schulverbandes iſt unſtatthaft. 

Während der Dauer des auf Antrag eines Schulverbandes erfolgten Aus⸗ 
ſchluſſes desſelben aus der Kaſſe findet die Vorſchrift des §. 14 Abſ. 1 auf die 
Hinterbliebenen derjenigen Lehrer keine Anwendung, welche zur Zeit ihres Todes 
oder ihrer Verſetzung in den Ruheſtand an einer Volsſchule dieſes Schulverbandes 
angeſtellt waren. 

Den Maßſtab für die Vertheilung des Kaſſenbedarfs auf die Schulverbände 
(Schulſozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) bildet die Jahresſumme des ruhegehalts- 
berechtigten Dienſteinkommens der zur Kaſſe gehörigen Lehrerſtellen am 1. Oktober 
des Vorjahrs. Von dieſem Dienſteinkommen bleibt für jede Stelle ein Betrag 
bis zu 1200 Mark außer Berechnung. Bei unbeſetzten Stellen ſind Dienſt— 
alterszulagen nicht in Anrechnung zu bringen. Die für jeden Schulverband 
„Schulſozietät, Gemeinde, Gutsbezirk) ſich ergebende Geſammtſumme des Dienſt— 
einkommens wird im Vertheilungsplane nach unten auf Hunderte von Mark ab— 
gerundet. Der Vertheilungsplan gilt ohne Rückſicht auf die inzwiſchen ein— 
getretenen Veränderungen jedesmal für drei Rechnungsjahre. 

Im Uebrigen finden auf die Einrichtung und Verwaltung der Kaſſen die 
$$. 2 bis 6, 8 bis 14 und 17 des Geſetzes, betreffend Ruhegehaltskaſſen für 
die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 23. Juli 1893 
Geſetz-Samml. S. 194) ſinngemäße Anwendung. 


$. 16. 

Kein Lehrer einer öffentlichen Volksſchule iſt fortan verpflichtet, einer die 
Fürſorge für die Hinterbliebenen bezweckenden Veranſtaltung beizutreten, oder, 
ſofern er einer ſolchen auf Grund einer ihm dahin auferlegten Verpflichtung bei— 
getreten iſt, in derſelben zu verbleiben. 

Scheidet er auf Grund dieſes Geſetzes aus der Veranſtaltung aus, ſo 
verliert er alle Anſprüche an dieſelbe ohne Entſchädigung. 

Haben einzelne Schulverbände beſondere Veranſtaltungen getroffen, durch 
welche unter Aufwendung von Mitteln der Schulverbände den Hinterbliebenen 
der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen an Stelle der, oder neben den ihnen nach 
den Geſetzen vom 22. Dezember 1869 GGeſetz-Samml. 1870 S. 1), 24. Februar 
1881 Geſetz-Samml. S. 41) und 27. Juni 1890 Geſetz-Samml. S. 211) 
zuſtehenden Bezügen beſondere Vortheile zugeſichert ſind, ſo ſind die Schul— 
verbände berechtigt, zu verlangen, daß dieſe Vortheile zu Gunſten einer Er- 
mäßigung ihrer eigenen Aufwendungen inſoweit gekürzt werden, als die den 
Hinterbliebenen nach dem gegenwärtigen Geſetze zuſtehenden Wittwen- und Waiſen⸗ 
gelder die ihnen nach der ſeitherigen Geſetzgebung zuſtehenden Bezüge überſteigen. 
Eine Kürzung findet nicht ſtatt, ſoweit dieſe Vortheile als Entgelt für diejenigen 
Beiträge anzuſehen ſind, welche von den Lehrern zu dieſen Veranſtaltungen 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes fortgeleiſtet werden. Bei Streitigkeiten der 
Betheiligten über die Höhe der hiernach den Hinterbliebenen zuſtehenden Vortheile 
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trifft die Bezirksregierung eine im Verwaltungswege vollſtreckbare einſtweilige 
Entſcheidung. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Betheiligten binnen ſechs 
Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, in den Hohenzollernſchen 
Landen an den Unterrichtsminiſter zu. 

Gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten oder des Unterrichtsminiſters 
ſteht den Betheiligten innerhalb einer weiteren Ausſchlußfriſt von ſechs Wochen 
die Beſchreitung des Rechtswegs offen. 


§. 17. 

Den Mitgliedern der Elementarlehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen und 
den Mitgliedern der nach §. 11 des Geſetzes vom 22. Dezember 1869 (Geſetz⸗ 
Samml. 1870 S. 1) an deren Stelle getretenen Veranſtaltungen ſteht frei, binnen 
ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der Bezirksregierung des 
Bezirkes, in welchem fie an einer öffentlichen Volksſchule angeftellt find oder an 
geſtellt waren, die ſchriftliche Erklärung abzugeben, daß fie in der Kaſſe oder 
Veranſtaltung verbleiben und auf die Vortheile dieſes Geſetzes für ihre künftigen 
Hinterbliebenen verzichten. Erfolgt die Erklärung, ſo behalten ihre Hinterbliebenen 
alle Anſprüche an die Kaffe oder Veranſtaltung ſowie alle nach beſonderer geſetz 
licher Vorſchrift oder nach dem Geſetze vom 27. Juni 1890 GGeſetz-Samml. 
S. 211) ihnen zuſtehenden Anſprüche. 

Erfolgt eine ſolche Erklärung nicht, ſo ſcheiden ſie aus der Kaſſe oder 
Veranſtaltung aus und es erliſcht auch der Anſpruch ihrer Kinder auf Waiſen⸗ 
geld aus dem Geſetze vom 27. Juni 1890 Geſetz-Samml. S. 211) ſowie der⸗ 
jenige ihrer Hinterbliebenen auf die ihnen ſonſt nach beſonderer geſetzlicher Vor— 
ſchrift zuſtehenden Bezüge. 

$. 18. b 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes werden die Elementarlehrer-Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſen für jeden neuen Beitritt geſchloſſen. 

Sobald ſämmtliche Verpflichtungen einer Elementarlehrer-Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe erloſchen ſind, iſt das etwa noch vorhandene Kapitalvermögen zur 
Deckung des Aufwandes der Schulverbände desjenigen Bezirkes zu verwenden, 
für deſſen Schulverbände es angeſammelt iſt. Die Verwendung erfolgt zur 
Deckung der Belaſtung dieſer Schulverbände mit Ausgaben für Wittwen- und 
Waiſengelder der Volksſchullehrer. 

Die nähere Ausführung dieſer Vorſchrift erfolgt durch den Unterrichts⸗ 
miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. Dieſelben können auch ſchon 
vor dem im Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkt eine der dort getroffenen Vorſchrift 
entſprechende Verwendung von Mitteln der Kaſſen inſoweit anordnen, als dies 
bei voller Sicherung einer Erfüllung der Verbindlichkeiten der Kaſſen möglich iſt. 


§. 19. 
Die nach F. 4 des Geſetzes vom 22. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. 1870 
S. 1) und nach F. 7 Nr. 3 des Geſetzes vom 8. April 1856, betreffend die 
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Errichtung einer allgemeinen Schullehrer-Wittwenkaſſe für das Herzogthum 
Holſtein, (Geſetz⸗ und Minifterial-Blatt S. 116) den Gemeinden (Gutsbezirken ꝛc.) 
obliegenden Beiträge für Lehrerſtellen an öffentlichen Volksſchulen werden vom 
1. April 1901 ab von Jahr zu Jahr um eine Mark jährlich herabgeſetzt. Bei 
denjenigen Kaſſen, welche auch bei einer weitergehenden Herabſetzung dieſer Bei⸗ 
träge vorausſichtlich eines Staatszuſchuſſes ($. 5 des Geſetzes vom 22. Dezember 
1869, Geſetz-Samml. 1870 S. 1) zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen nicht 
bedürfen, kann vom Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter 
ſchon der frühere Fortfall der Gemeindebeiträge genehmigt werden, ſobald mit 
Sicherheit anzunehmen iſt, daß die bezeichnete Vorausſetzung zutrifft. 

Zur Deckung der den einzelnen Elementarlehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſen 
obliegenden Verbindlichkeiten find vor einer Inanſpruchnahme des im F. 5 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. 1870 S. J) beſtimmten Staats⸗ 
zuſchuſſes außer den ſonſtigen Einnahmen der betreffenden Kaffe auch die an- 
geſammelten Kapitalien zu verwenden, ſoweit ſie nicht ſtiftungsmäßig beſonderen 
Zwecken dienen. Sind die Kapitalien der Kaſſe vollſtändig verbraucht und ſtehen 
ihr auch ſonſtige Einnahmen nicht zu, ſo werden die der Kaſſe obliegenden Ver— 
bindlichkeiten unmittelbar aus der Staatskaſſe gedeckt. 

9. 20. 

Die Einführung des Geſetzes in die Stolbergſchen Grafſchaften bleibt 

Königlicher Verordnung vorbehalten. 
§. 21. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere das Geſetz 

vom 27. Juni 1890 Geſetz-Samml. S. 211), inſoweit deſſen Beſtimmungen 


nicht entweder ausdrücklich aufrecht erhalten ſind oder die ſchon zahlbaren Waiſen— 
gelder betreffen, werden aufgehoben. 


Das Geſetz tritt am 1. April 1900 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 4. Dezember 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Tirpitz. Studt. 
i Frhr. v. Rheinbaben. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1 


1 


das am 23. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Röhl im Kreiſe Bitburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 47 S. 521, ausgegeben 
am 24. November 1899; 


das am 23. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Wolfsanger im Landkreiſe Caſſel durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 47 S. 314, ausgegeben 
am 24. November 1899, 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Oktober 1899, betreffend die Genehmigung 


von Abänderungen der Nr. II u. IV des VIII. Nachtrags zum Statut 
der Poſener Landſchaft vom 13. Mai 1857 2c. durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 49 S. 585, ausgegeben am 
5. Dezember 1899, 
der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 47 Seite 519, ausgegeben 
am 23. November 1899, . 


das am 1. November 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Lehe⸗ 


Neuleher Ent- und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft in Lehe, Kreiſes Aſchen— 
dorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 49 
S. 345, ausgegeben am 8. Dezember 1899, 


das am 6. November 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut des Ent⸗ 


wäſſerungsverbandes für den Neſſedurchſtich in Leer durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Aurich Nr. 48 S. 431, ausgegeben am 
1. Dezember 1899. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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